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Aktenzeichen L 15 U 437/23
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3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Detmold vom 18.08.2023 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen. 

Â 

Tatbestand: 

Â 

Der KlÃ¤ger begehrt die GewÃ¤hrung von Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung aufgrund eines am 10.11.2021 erlittenen Arbeitsunfalls. 

Â 
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Der am 00.00.0000 in Spanien geborene KlÃ¤ger war als Postzusteller bei einem
Unternehmen in J. beschÃ¤ftigt. Am 10.11.2021 erlitt er einen Arbeitsunfall, als er
nach eigenen Angaben wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit beim Aussteigen aus seinem
Fahrzeug auf nassem Laub ausrutschte, stÃ¼rzte und auf das linke Knie fiel. 

Â 

Laut Durchgangsarztbericht vom 15.11.2021 stellte sich der KlÃ¤ger an diesem Tag
beim Durchgangsarzt F. vor und klagte Ã¼ber Knieschmerzen. Der Durchgangsarzt
diagnostizierte am 15.11.2021 eine Prellung des linken Kniegelenkes. 

Â 

Eine MRT-Untersuchung des linken Kniegelenkes am 23.11.2021 ergab als Befund
u.a. eine vorstellbare initiale Rissbildung Innenmeniskushinterhorn/Pars intermedia
und eine drittgradige Chondropathie mediofemoral und femoropatellar. Da der
Befund nach Auffassung des behandelnden OrthopÃ¤den keine traumatische
LÃ¤sion zeigte, erfolgte die weitere Behandlung zu Lasten der Krankenkasse.

Â 

Mit Verlaufsbericht vom 01.03.2022 teilte der Durchgangsarzt der Beklagten mit,
der KlÃ¤ger gebe an, am 10.11.2021 auch auf die rechte Schulter gefallen zu sein
und seitdem unter Beschwerden und einer BewegungseinschrÃ¤nkung der rechten
Schulter zu leiden. Bis dato hÃ¤tten nur die Beschwerden im Knie bestanden, die zu
Lasten der Krankenkasse behandelt worden seien. Er Ã¤uÃ�erte den Verdacht auf
eine LÃ¤sion der Rotatorenmanschette. Eine MRT-Untersuchung am 02.03.2022
bestÃ¤tigte den Verdacht. Laut Befundbericht vom 02.03.2022 zeigte sich u.a. eine
partiale Ruptur der dorsalen Anteile der Supraspinatussehne und eine
Tendinopathie der Supraspinatussehne und der Bizepssehne. Der Durchgangsarzt
Ã¼berwies den KlÃ¤ger an einen Chirurgen zur AbklÃ¤rung der weiteren Therapie.
Am 05.05. und 06.05.2022 erfolgte im Rahmen eines stationÃ¤ren Aufenthaltes
eine diagnostische Arthroskopie, bei der u.a. eine GlÃ¤ttung des
Bizepssehnenankers und der Rotatorenmanschette durchgefÃ¼hrt wurde. Im
Entlassungsbericht vom 05.05.2022 wurde mitgeteilt, die bg-liche Behandlung sei
beendet worden, da sich intraoperativ keine Unfallfolgen gezeigt hÃ¤tten. 

Â 

Der KlÃ¤ger trug im weiteren Verlauf vor, er habe bereits seit dem ersten Unfall am
03.08.2021 Schmerzen in der rechten Schulter gehabt, was sein Arzt jedoch nicht
berÃ¼cksichtigt habe.Â  

Â 

Am 25.08.2022 erfolgte eine weitere operative Behandlung der rechten Schulter,
bei der eine offene Rotatorenmanschettenrekonstruktion sowie eine Tenotomie der
langen Bizepssehne durchgefÃ¼hrt wurde. Laut Befundbericht vom 14.03.2023

                             2 / 10



 

kam es in Folge dieser Behandlung zu einer postoperativen
BewegungseinschrÃ¤nkung. 

Â 

Der beratende Arzt der Beklagten L. kam in einer Stellungnahme vom 01.08.2022
zu dem Ergebnis, durch das angeschuldigte Ereignis vom 10.11.2021 habe der
KlÃ¤ger eine unfallbedingte Prellung des rechten Kniegelenkes erlitten.
Unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und unfallbedingte BehandlungsbedÃ¼rftigkeit
seien allenfalls fÃ¼r vier Wochen anzunehmen. Danach seien die Folgen einer
Prellung des Kniegelenkes ohne jegliche nachgewiesene KniebinnenschÃ¤digung
sicher abgeheilt. Am 23.11.2021 seien durch das MRT substanzielle unfallbedingte
SchÃ¤digungen des rechten Kniegelenkes ausgeschlossen worden. Ein
ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen dem angeschuldigten Ereignis und der
Behandlung der rechten Schulter ab dem 28.02.2022 bestehe nicht. Erst Ã¼ber drei
Monate nach dem Ereignis seien Ã¼berhaupt Schulterbeschwerden geklagt und
dokumentiert worden. Im MRT vom 02.03.2022 seien ausschlieÃ�lich degenerative
VerÃ¤nderungen gesehen worden, die mit dem Ereignis vom 10.11.2021
Ã¼berhaupt nicht in Verbindung zu bringen gewesen seien. 

Â 

Mit Bescheid vom 25.08.2022 erkannte die Beklagte eine Prellung des rechten
Kniegelenkes als Folge des Arbeitsunfalls vom 10.11.2021 an und fÃ¼hrte weiter
aus, unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit hÃ¤tten bis
einschlieÃ�lich 08.12.2021 bestanden. Ã�ber diesen Zeitpunkt hinaus habe der
KlÃ¤ger keinen Anspruch auf Leistungen, insbesondere keinen Anspruch auf
Verletztengeld und Ã�bernahme von Behandlungskosten. Die Schulterbeschwerden
rechts sowie die degenerativen KnieverÃ¤nderungen rechts seien keine Folgen des
Arbeitsunfalls. 

Â 

Der KlÃ¤ger legte hiergegen Widerspruch ein. Mit Bescheid vom 08.09.2022
berichtigte die Beklagte den Bescheid vom 25.08.2022 dahingehend, dass
Unfallfolge eine Prellung des linken und nicht des rechten Kniegelenkes sei und die
darÃ¼ber hinaus bestehenden VorschÃ¤den des linken Kniegelenkes (und nicht des
rechten Kniegelenkes) nicht als Unfallfolgen anerkannt wÃ¼rden. 

Â 

Den Widerspruch des KlÃ¤gers wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom
13.12.2022 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im
Wesentlichen aus, der KlÃ¤ger habe bei dem Arbeitsunfall eine Prellung des linken
Kniegelenkes erlitten, welche unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit und
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit bis zum 08.12.2021 bedingt habe. Zugleich sei
festgestellt worden, dass die Schulterbeschwerden rechts und die degenerativen
KnieverÃ¤nderungen links keine Folgen des Arbeitsunfalls seien. Am 23.11.2021
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seien substanzielle unfallbedingte SchÃ¤digungen im Bereich des linken Knies
ausgeschlossen worden. 

Â 

Der KlÃ¤ger hat am 13.01.2023 Klage beim Sozialgericht Detmold erhoben. Zur
BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, sowohl die im linken
Kniegelenk als auch in der rechten Schulter festgestellten SchÃ¤den seien Folgen
seines Arbeitsunfalls.Â  

Â 

Der KlÃ¤ger hat schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã� beantragt,Â  

Â 

die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 25.08.2022 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13.12.2022 zu verurteilen, ihm Leistungen aus der
gesetzlichen Unfallversicherung Ã¼ber den 08.12.2021 hinaus zu gewÃ¤hren. 

Â 

Die Beklagte hat beantragt, 

Â 

die Klage abzuweisen.Â  

Â 

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Einholung eines Gutachtens von Amts wegen
von dem OrthopÃ¤den C.. Dieser hat den KlÃ¤ger am 12.04.2023 unter
Anwesenheit eines Dolmetschers fÃ¼r die spanische Sprache untersucht. In seinem
Gutachten vom 13.06.2023 ist er zu dem Ergebnis gekommen, das Unfallereignis
habe zu einer Prellung des linken Kniegelenkes gefÃ¼hrt, die eine
ArbeitsunfÃ¤higkeit und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit von 8 bis 10 Tagen nach sich
gezogen habe. Die durchgangsÃ¤rztliche Behandlung von 4 Wochen sei
groÃ�zÃ¼gig bemessen gewesen. Die kernspintomographische Untersuchung vom
23.11.2021 habe keine Verletzungsfolgen, sondern nur verschleiÃ�bedingte
RÃ¼ckbildungen im Sinne einer fortgeschrittenen medial betonten Gonarthrose,
einer Retropatellararthrose und degenerativer RÃ¼ckbildungen des Innenmeniskus
gezeigt. Dies spreche fÃ¼r eine lÃ¤ngerdauernde entzÃ¼ndlich-aktivierte Arthrose.
Eine Beteiligung des rechten Schultergelenkes aus Anlass des Ereignisses vom
10.11.2021 sei nicht aktenkundig.

Â 

Das Sozialgericht hat nach AnhÃ¶rung der Beteiligten mit Gerichtsbescheid vom
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18.08.2023 die Klage gestÃ¼tzt auf das Gutachten von C. abgewiesen.
Voraussetzung fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen aus der gesetzlichen
Unfallversicherung sei, dass durch einen Arbeitsunfall ein KÃ¶rperschaden rechtlich
wesentlich verursacht sei. Daran fehle es. Die Ã¼ber den 08.12.2021 hinaus
bestehenden Beschwerden des KlÃ¤gers im Bereich des linken Knies und der
rechten Schulter seien nicht rechtlich wesentlich durch den Arbeitsunfall vom
10.11.2021 verursacht worden.

Â 

Gegen den dem KlÃ¤ger am 22.08.2023 zugestellten Gerichtsbescheid hat dieser
am 29.08.2023 Berufung eingelegt. Er verfolgt sein Begehren auf GewÃ¤hrung von
Leistungen aus der gesetzlichen Unfallversicherung anlÃ¤sslich des Arbeitsunfalls
vom 10.11.2021 weiter. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Detmold vom 18.08.2023 zu Ã¤ndern und
die Beklagte unter Ã�nderung des Bescheides vom 25.08.2022 in Gestalt des
Bescheides vom 08.09.2022 sowie des Widerspruchsbescheids vom 13.12.2022 zu
verurteilen, ihm aufgrund des Arbeitsunfalls vom 10.11.2021 Verletztengeld und im
Anschluss daran Verletztenrente nach MaÃ�gabe der gesetzlichen Bestimmungen
zu gewÃ¤hren. 

Â 

Die Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Die Beklagte hÃ¤lt die Entscheidung des Sozialgerichts Detmold fÃ¼r zutreffend.

Â 

Wegen des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichts- und
der beigezogenen Verwaltungsakte Bezug genommen. Ihr wesentlicher Inhalt war
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung.

Â 
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EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung ist nicht begrÃ¼ndet

Â 

Das Sozialgericht hat zu Recht die zulÃ¤ssige kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage, mit der der KlÃ¤ger Leistungen in Form des Verletztengeldes und
der Verletztenrente anlÃ¤sslich des anerkannten Arbeitsunfalls vom 10.11.2021
begehrt, abgewiesen. 

Â 

Der KlÃ¤ger ist durch den Bescheid vom 25.08.2022 in der Gestalt des Bescheides
vom 06.09.2021 sowie in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.12.2022
nicht beschwert im Sinne des Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG, denn diese Bescheide sind
rechtmÃ¤Ã�ig. Dem KlÃ¤ger steht weder ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von
Verletztengeld noch auf Verletztenrente zu. 

Â 

Nach Â§ 45 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII wird Verletztengeld u.a. erbracht, wenn ein
Versicherter infolge eines Versicherungsfalls arbeitsunfÃ¤hig ist. Es wird in diesem
Fall von dem Tag an gezahlt, ab dem die ArbeitsunfÃ¤higkeit Ã¤rztlich festgestellt
wird (Â§ 46 Abs. 1 1. Halbsatz SGB VII). Aufgrund der in Â§ 52 SGB VII geregelten
Anrechnung von Einkommen auf das Verletztengeld kommt im Falle der
Lohnfortzahlung ein Anspruch auf Zahlung von Verletztengeld jedoch erst nach
Beendigung der Lohnfortzahlung in Betracht. 

Â 

Der Begriff der ArbeitsunfÃ¤higkeit in Â§ 45 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII entspricht dem
Begriff in der gesetzlichen Krankenversicherung. Danach liegt ArbeitsunfÃ¤higkeit
vor, wenn ein Versicherter nicht in der Lage ist, seiner zuletzt ausgeÃ¼bten oder
einer gleich- oder Ã¤hnlich gearteten TÃ¤tigkeit nachzugehen (vgl. Urteil des
Senats v. 06.09.2022 â�� L 15 U 316/17 -, juris Rn. 187).

Â 

ArbeitsunfÃ¤higkeit infolge eines Versicherungsfalls ist nur dann gegeben, wenn
GesundheitsstÃ¶rungen, die wesentlich kausal auf den Versicherungsfall
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind, dazu fÃ¼hren, dass ArbeitsunfÃ¤higkeit besteht (vgl. LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Urt. v. 23.04.2015 â�� L 10 U 495/14 -, juris Rn. 35). Die die
ArbeitsunfÃ¤higkeit begrÃ¼ndenden GesundheitsstÃ¶rungen mÃ¼ssen dabei
vollbeweislich gesichert sein. DemgegenÃ¼ber genÃ¼gt fÃ¼r den Nachweis der
wesentlichen UrsachenzusammenhÃ¤nge zwischen dem Versicherungsfall und der
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eingetretenen GesundheitsstÃ¶rung bzw. der eingetretenen ArbeitsunfÃ¤higkeit die
hinreichende Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings die MÃ¶glichkeit (vgl. BSG, Urt. v.
02.04.2009 â�� B 2 U 30/07 R -, juris Rn. 16 m.w.N.). 

Â 

FÃ¼r die erforderliche Beurteilung des Ursachenzusammenhangs zwischen dem
Versicherungsfall und der die ArbeitsunfÃ¤higkeit begrÃ¼ndenden
GesundheitsstÃ¶rung gilt die Theorie der wesentlichen Bedingung (vgl. u.a. BSG,
Urt. v. 17.02.2009 â�� B 2 U 18/07 R -, juris Rn. 12 m.w.N.). 

Â 

Diese KausalitÃ¤tsprÃ¼fung erfordert zunÃ¤chst die Ermittlung der objektiven â��
naturwissen-schaftlichen â�� Verursachung, bei der es darauf ankommt, ob die
versicherte Verrichtung fÃ¼r das Unfallereignis und dadurch fÃ¼r den
Gesundheitserstschaden eine Ursache war (BSG, Urt. v. 13.11.2012 â�� B 2 U 19/11
R -, juris Rn. 33 ff.). Ursachen in diesem Sinne sind nur solche Bedingungen, die
erfahrungsgemÃ¤Ã� die infrage stehende Wirkung ihrer Art nach notwendig oder
hinreichend herbeifÃ¼hren. Insoweit ist Ausgangspunkt die naturwissenschaftlich-
philosophische Bedingungstheorie, nach der schon jeder beliebige Umstand als
notwendige Bedingung eines Erfolges gilt, der nicht hinweg gedacht werden kann,
ohne dass der Erfolg entfiele (conditio-sine-qua-non). Ob die versicherte Verrichtung
eine Ursache in diesem Sinne war, ist eine rein tatsÃ¤chliche Frage. Sie muss aus
der nachtrÃ¤glichen Sicht (ex post) nach dem jeweils neuesten anerkannten Stand
des Fach- und Erfahrungswissens Ã¼ber Kausalbeziehungen beantwortet werden
(grundlegend BSG, Urt. v. 24.07.2012 â�� B 2 U 9/11 R -, juris Rn. 55 ff.; BSG, Urt. v.
13.11.2012 â�� B 2 U 19/11 R -, juris Rn. 33 ff.). Dies schlieÃ�t die PrÃ¼fung mit
ein, ob ein Ereignis nach medizinisch-wissenschaftlichen MaÃ�stÃ¤ben Ã¼berhaupt
geeignet ist, eine bestimmte kÃ¶rperliche oder seelische StÃ¶rung hervorzurufen
und welche Vorerkrankungen/Schadensanlagen ggfls. bestanden haben, die nach
den genannten wissenschaftlichen Kriterien ebenfalls geeignet sind, die geltend
gemachte GesundheitsstÃ¶rung zu bewirken (BSG, Urt. v. 09.05.2006 â�� B 2 U
1/05 R -, juris Rn. 17). Die (hinreichende) Wahrscheinlichkeit eines
naturwissenschaftlich-philosophischen Ursachenzusammenhangs zwischen
Gesundheitsschaden und einem Unfall ist gegeben, wenn nach der geltenden
Ã¤rztlich-wissenschaftlichen Lehrmeinung mehr fÃ¼r als gegen einen
Zusammenhang spricht und ernstliche Zweifel hinsichtlich einer anderen
Verursachung ausscheiden (vgl. BSG, Urt. v. 09.05.2006 â�� B 2 U 1/05 R -, juris Rn.
20). 

Â 

Steht fest, dass neben der versicherten auch eine konkurrierende, nicht versicherte
Ursache das Unfallereignis objektiv kausal (mit-)bewirkt hat, ist auf der 2. Stufe
juristisch zu entscheiden, welche der Ursachen rechtserheblich nach der Theorie der
wesentlichen Bedingung gewesen sind. Selbst wenn eine versicherte Verrichtung als
Ursache fÃ¼r einen Gesundheitsschaden feststeht, muss auf der 2. Stufe die
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Einwirkung rechtlich unter WÃ¼rdigung auch aller auf der 1. Stufe festgestellten
weiteren mitwirkenden nicht versicherten Ursachen die Realisierung einer in den
Schutzbereich des jeweils erfÃ¼llten Versicherungstatbestandes fallenden Gefahr
sein. Bei dieser reinen Rechtsfrage nach der â��Wesentlichkeitâ�� der versicherten
Verrichtung fÃ¼r den Erfolg der Einwirkung muss entschieden werden, ob sich
durch die Verrichtung ein Risiko verwirklicht hat, gegen das der jeweils erfÃ¼llte
Versicherungstatbestand gerade Schutz gewÃ¤hren soll (vgl. zum Ganzen BSG, Urt.
v. 06.05.2021 â�� B 2 U 15/19 R -, juris Rn. 21 m.w.N.).

Â 

Demnach kann der KlÃ¤ger von der Beklagten kein Verletztengeld beanspruchen,
da jedenfalls nach dem 08.12.2021 keine unfallbedingte ArbeitsunfÃ¤higkeit mehr
gegeben war. Folglich bestand im gesamten Zeitraum der unfallbedingten
ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 10.11.2021 bis lÃ¤ngstens 08.12.2021 ein
Lohnfortzahlungsanspruch, der eine Verletztengeldzahlung ausschlieÃ�t.

Â 

Ausgehend von den seit dem 15.11.2021 von den behandelnden Ã�rzten
ausgestellten ArbeitsunfÃ¤higkeitsbescheinigungen kann zwar zugunsten des
KlÃ¤gers unterstellt werden, dass er seit dem Ereignis vom 10.11.2021 nicht mehr
in der Lage war, seiner zuletzt ausgeÃ¼bten oder einer gleich oder Ã¤hnlich
gearteten TÃ¤tigkeit nachzugehen, jedoch ist diese ArbeitsunfÃ¤higkeit jedenfalls
ab 09.12.2021 nicht mehr auf einen Gesundheitsschaden zurÃ¼ckzufÃ¼hren, der
wesentlich kausal durch das Ereignis vom 10.11.2021 verursacht wurde. Wie C.
fÃ¼r den Senat schlÃ¼ssig ausfÃ¼hrt, kam es durch das Ereignis vom 10.11.2021
allenfalls zu einer Prellung des linken Kniegelenkes. Die in der Kernspintomographie
vom 23.11.2021 zur Darstellung gekommenen SchÃ¤den im linken Kniegelenk, die
Gonarthrose, die Retropatellararthrose und die degenerative VerÃ¤nderung des
Innenmeniskus sowie das Vorhandensein einer Baker-Zyste belegen einen rein
anlagebedingten, fortgeschrittenen VerschleiÃ� des Kniegelenkes, der fÃ¼r die
Ã¼ber den 08.12.2021 hinaus fortbestehenden Kniegelenkbeschwerden des
KlÃ¤gers verantwortlich ist. Hinweise auf traumatische Verletzungen gibt es nicht.
Nach EinschÃ¤tzung des SachverstÃ¤ndigen ist bei einer Knieprellung lÃ¤ngstens
eine ArbeitsunfÃ¤higkeit von 8 bis 10 Tagen anzunehmen, so dass die auf das
Ereignis vom 10.11.2021 zurÃ¼ckzufÃ¼hrende Knieverletzung jedenfalls â�� wie
von der Beklagten angenommen â�� nach dem 08.12.2021 keine
ArbeitsunfÃ¤higkeit mehr begrÃ¼ndet hat. 

Â 

Ein Verletztengeldanspruch lÃ¤sst sich auch nicht mit den beim KlÃ¤ger in der
rechten Schulter diagnostizierten GesundheitsschÃ¤den begrÃ¼nden. Da der
KlÃ¤ger nach der vorliegenden Ã¤rztlichen Dokumentation erstmals ca. 5 Monate
nach dem Unfallereignis Ã¼ber Schulterbeschwerden klagte und er auch erstmals
in diesem Zusammenhang einen Sturz auf die rechte Schulter angab, bestehen
bereits erhebliche Zweifel an dem Vortrag des KlÃ¤gers, er sei am 10.11.2021 auf
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die rechte Schulter gefallen, zumal er bei Meldung des Unfalls ursprÃ¼nglich nur
angegeben hatte, auf das linke Knie gefallen zu sein. Bereits aus diesem Grunde ist
ein irgendwie gearteter unfallbedingter PrimÃ¤rschaden der rechten Schulter nicht
vollbeweislich gesichert. Im Ã�brigen haben sich sowohl in den bildgebenden
Untersuchungen als auch der Arthroskopie am 05.05.2022 nur verschleiÃ�bedingte
SchÃ¤den der rechten Schulter gezeigt und keine Verletzungsfolgen eines Sturzes.
Die auf die Schulterbeschwerden zurÃ¼ckzufÃ¼hrende ArbeitsunfÃ¤higkeit
bestand demnach unfallunabhÃ¤ngig.

Â 

Ein Verletztengeldanspruch besteht darÃ¼ber hinaus auch nicht fÃ¼r die zwei Tage
der stationÃ¤ren Behandlung am 05. und 06.05.2022, wÃ¤hrenddessen die erste
diagnostische Arthroskopie der rechten Schulter durchgefÃ¼hrt wurde, und eine
gegebenenfalls sich daran anschlieÃ�ende postoperative ArbeitsunfÃ¤higkeit. Zwar
wurde diese Arthroskopie dem entsprechenden Entlassungsbericht nach als bg-liche
MaÃ�nahme zur PrÃ¼fung etwaiger Unfallfolgen durchgefÃ¼hrt, doch fÃ¼hrt dies
vorliegend nicht Ã¼ber Â§ 11 SGB VII zu einem Verletztengeldanspruch, da auch bei
NichtdurchfÃ¼hrung der Arthroskopie durchgÃ¤ngig ArbeitsunfÃ¤higkeit aufgrund
der unfallunabhÃ¤ngigen Schulterbeschwerden bestanden hÃ¤tte. Wenn wÃ¤hrend
einer unfallunabhÃ¤ngigen ArbeitsunfÃ¤higkeit ein unfallbedingter Zustand eintritt,
der fÃ¼r sich ebenfalls ArbeitsunfÃ¤higkeit bedingen wÃ¼rde, besteht ein Anspruch
auf Verletztengeld erst nach Beendigung der unfallfremden ArbeitsunfÃ¤higkeit
(vgl. Beschluss des Senats v. 22.03.2018 â�� L 15 U 769/17 B -, juris Rn. 3; BSG,
Urt. v. 26.05.1977 â�� 2 RU 80/76 -, BSGE 44, 22-25, SozR 2200 Â§ 1504 Nr. 4).
Demnach fÃ¼hrt die durch die erste Arthroskopie im Mai 2022 begrÃ¼ndete
ArbeitsunfÃ¤higkeit nicht zu einem Verletztengeldanspruch, da diese zu der bereits
bestehenden, unfallunabhÃ¤ngigen ArbeitsunfÃ¤higkeit hinzugetreten ist. 

Â 

Dem KlÃ¤ger steht weiterhin kein Anspruch auf Verletztenrente zu. Als
Verletztenrente ist dem Versicherten nach Â§ 56 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Satz 2, 2.
Halbsatz SGB VII der Teil der Vollrente zu gewÃ¤hren, der dem Grad der durch den
Unfall verursachten Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) entspricht, solange die
ErwerbsfÃ¤higkeit des Verletzten in Folge des Arbeitsunfalls um wenigstens 20 v.H.
Ã¼ber die 26. Woche nach dem Versicherungsfall hinaus gemindert ist. Ein
Anspruch auf Verletztenrente setzt somit u.a. voraus, dass unfallbedingte
GesundheitsstÃ¶rungen Ã¼ber die 26. Woche nach dem Arbeitsunfall hinaus
bestehen. Wie bereits hinsichtlich eines Verletztengeldanspruches dargelegt, lassen
sich bei dem KlÃ¤ger Ã¼ber den 08.12.2021 hinaus jedoch keine unfallbedingten
GesundheitsstÃ¶rungen feststellen, so dass ein Anspruch auf Verletztenrente
bereits aus diesem Grunde ausscheidet.Â  Â Es ergeben sich auch keine Hinweise
auf mittelbare Unfallfolgen gemÃ¤Ã� Â§ 11 Abs. 1 Nr. 1 SGB VII aufgrund der
Arthroskopie vom 05.05.2022, die gegebenenfalls mit einer Verletztenrente zu
entschÃ¤digen wÃ¤ren. Laut den Befundberichten wird eine postoperative
BewegungseinschrÃ¤nkung erst in Folge der zweiten Arthroskopie vom 25.08.2022
beschrieben. Diese wurde jedoch offensichtlich aufgrund unfallunabhÃ¤ngiger
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GesundheitsstÃ¶rungen zu Lasten der Krankenkasse und nicht als bg-liche
MaÃ�nahme durchgefÃ¼hrt, so dass es sich bei der Arthroskopie vom 25.08.2022
weder objektiv noch aus Sicht des KlÃ¤gers um eine unfallbedingte
HeilbehandlungsmaÃ�nahme gehandelt hat. Demnach fehlt es am erforderlichen
Ursachenzusammenhang zwischen der postoperativen BewegungseinschrÃ¤nkung
und einer unfallbedingten HeilbehandlungsmaÃ�nahme. Diese ist vielmehr Folge
einer unfallunabhÃ¤ngigen Behandlung.Â  

Â 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â§193, 183 SGG.

Â 

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs. 2 SGG), liegen nicht vor.

Â 

Â 

Erstellt am: 04.09.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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